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Deutschen Zeitschrift für Europäisches Denken „MERKUR", Heft 5, Mai 1954, erschienenen Aufsatz von 
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Wenn denkende Menschen heute nach einer Antwort auf die Fragen 
unserer Zeit suchen, wenden sie sich unwillkürlich an die Vergangenheit, 
in der Hoffnung, in der Geschichte einen Schlüssel auch für das Verständ-
nis der Gegenwart zu finden. Unser Nachdenken über praktische Fragen 
aktueller Politik greift auf die festen Vorstellungen zurück, die wir uns 
von der historischen Entwicklung des modernen Europa gebildet haben. 
So beurteilen wir die uns heute bedrängenden Probleme auf Grund von 
Analogieschlüssen, indem wir z. B. aktuelle russische Zielsetzungen im 
Lichte dessen sehen, was wir von der Politik Alexanders II. wissen, und 
die Gegenwart erscheint uns als eine Verlängerung der Vergangenheit, 
als die logische Fortsetzung einer Entwicklungslinie, die wir etwa bis zum 
Berliner Kongreß von 1878 oder bis zum Wiener Kongreß oder noch weiter 
zurück verfolgen können. Dieses Verfahren ist durchaus natürlich und in 
begrenztem Maße auch nützlich, da eine gewisse Kontinuität in der Politik 
der Großmächte zweifellos gegeben ist. Vorbehaltlos angewendet bedeutet 
es jedoch eine Gefahr, da es nicht berücksichtigt, was man „das Spiel des 
Zufälligen und Unvorhergesehenen" genannt hat, also alle neuen, spontan 
auftretenden Faktoren. Und es ist doppelt gefährlich dann, wenn die Auf-
fassung einer historischen Entwicklung, auf die man sich beruft, selbst 
parteiisch, einseitig oder einfach falsch ist. Gerade das aber scheint mir 
heute allzuoft der Fall zu sein. Sehr viele unserer historischen Auffassun-
gen sind einseitig und verfehlt und haben daher in die Beurteilung der 
gegenwärtigen internationalen Probleme ein gut Teil Verwirrung hinein-
getragen. Ich möchte hier zunächst auf einige kritische Bedenken hin-
weisen, die seit 1945 von namhaften Historikern erhoben worden sind.

- Das System des Gleichgewichts

Die Anschauung von der europäischen Geschichte, die in England 
und Deutschland (weniger vielleicht in Frankreich) allen wesentlichen 
historischen Werken zugrunde liegt, geht auf den großen deutschen Histo-
riker Leopold von Ranke zurück. Sie wurde von ihm zuerst in der Ein-
leitung zu seiner „Geschichte der romano-germanischen Völker" umrissen 
und in dem berühmten Aufsatz über „Die großen Mächte" weiter ent-
wickelt. Für Ranke beruht die europäische Geschichte auf der Einheit 
und der gemeinsamen Entwicklung der „romano-germanischen Völker“ 
— d. h. jenes gemischten Völkerverbandes, der sich infolge der germani-

schen Wanderungen im 5. und 6. Jahrhundert herausgebildet hatte. Diese 
Völker stellen, wie er sagt, eine Welt für sich dar, und diese Welt ist 
die Grundlage, auf der die ganze Entwicklung unserer politischen Ver-
hältnisse bis zur neuesten Zeit beruht. Diese Einheit darf natürlich nicht 
mißverstanden werden. Jedes der großen Völker der romanisch-germani-
schen Welt (Franzosen, Spanier, Italiener, Deutsche, Engländer und 
Skandinavier) war eine Einheit für sich, sie bildeten niemals eine einzige 
Gemeinschaft, sondern „lagen fast immer im Krieg miteinander". Worin 
also, fragt Ranke, ist dennoch ihre Einheit zu erblicken? Nicht allein 
darin, daß alle aus derselben oder doch einer verwandten Wurzel stam-
men; ihre wahrhafte Einheit, sagt er, ist erkennbar „in Idee, Tat und

Entwicklung“. „Ihre inneren Geschichten hängen aufs genaueste zusam-
men“, und ihre „gemeinschaftliche Entwicklung rief mit Notwendigkeit 
in ihnen allen dieselben Ideen hervor.“

Die Einheit, von der Ranke spricht, ist also eine Einheit in der Viel-
falt, besser vielleicht: eine Einheit in der Verschiedenheit; und eben diese 
Ansicht von der Einheit in der Verschiedenheit ist charakteristisch für 
die Gesamtauffassung der europäischen Geschichte, wie er sie dem west-
lichen Geschichtsdenken hinterlassen hat. Die unbegrenzten Möglichkeiten 
Europas und mehr noch die Freiheit, diese Möglichkeiten zu entwickeln» 
sind undenkbar ohne die Verschiedenheit, ohne das freie Spiel der politi-
schen und wirtschaftlichen Kräfte dieser Völker. Was aber praktisch 
ihrem Wettstreit Existenz und Dauer verleiht, ist das System des Gleich-
gewichts der Kräfte, welches immer wieder im Ablauf der neueren Ge-



schichte den wesentlichen Charakter der europäischen Kultur bewahrt, 
indem es die Hegemonie einer der großen Mächte verhindert. Deshalb 
steht in der Vorstellung Rankes und der auf ihn folgenden Historiker das 
„Gleichgewicht der Kräfte" im Mittelpunkt.

Für Ranke selbst ist es bezeichnend, daß er sich in seinem frühesten 
Hauptwerk ausgerechnet mit den Jahren 1494—1514 beschäftigte, der 
Periode also, in der nach seiner Auffassung der Mechanismus des Gleich-
gewichts zum ersten Male in der europäischen Geschichte voll wirksam 
war. Vom Beginn des 16. Jahrhunderts an, als das Ringen um das Gleich-
gewicht vor allem die Herrschaft über Italien betraf, erweitert sich der 
Kreis in dem Maße, wie die alten Mächte im Herzen Europas neue Ge-
biete und Kräfte in ihren Machtbereich einbezogen, um die bisherigen in 
ihrem Gleichgewicht zu erhalten. Ranke zeigt, wie infolge des Kampfes 
gegen die französische Hegemonie Rußland zur Zeit Peters des Großen 
in das europäische Konzert hineingezogen wurde. Die Entdeckung und 
Kolonisation der neuen Welt verlagerte dann das Ringen um das Gleich-
gewicht nach Übersee, wie dies in der französisch-englischen Rivalität 
im 18. Jahrhundert zum Ausdruck kommt. So wurde, was erst nur ein 
europäisches Ordnungssystem war, allmählich zu einem Weltsystem.

Gegen Ende des 19. Jahrhunderts wurde der Übergang von europä-
ischer zu weltweiter Perspektive immer deutlicher und daher maßgebend 
für die Forschung einer Generation von Historikern, deren Erfahrungen 
vom Machtkampf in Afrika und dem nach 1870 einsetzenden neuen Im-
perialismus geprägt waren. Bemerkenswerterweise blieb jedoch trotz der 
veränderten Bedingungen ihr Glaube an die von Ranke aufgestellten Prin-
zipien unerschüttert. Statt diese Prinzipien im Lichte der neuen Verhält-
nisse kritisch zu betrachten, deuteten sie vielmehr die neuen Verhältnisse 
im Licht eben dieser Prinzipien, Für die Historiker dieser Generation, 
welche die Rankeschen Vorstellungen gleichsam mit der Muttermilch ein-
gesogen hatten, schien cs unumstößlich festzustehen, daß die eigene 
Nation ihren Anteil an der Beute in Afrika haben müsse, wenn ihre Stel-
lung im Konzert der Mächte nicht Schaden leiden sollte; und für noch not-
wendiger erachtete man es, daß durch die Aufteilung Afrikas das Gleich-
gewicht der Kräfte nicht nur für Europa, sondern auf globaler Ebene be-
stätigt werde. In den Augen dieser Historiker hatte Ranke eine allgemein-
gültige, sich auf den ganzen Ablauf der europäischen Geschichte bezie-
hende Regel aufgestellt: daß es nämlich immer einen komplizierten, sich 
selbst regulierenden Mechanismus politischer Kräfte geben werde, der 
aus sich heraus jede einseitige Bedrohung der Freiheiten, auf denen die 
europäische Kultur beruht, verhindern könne — einen in der politischen 
Sphäre jenen Prinzipien des .Laissez faire', wie sie Adam Smith als Be-
dingung für das Funktionieren der wirtschaftlichen Gesellschaft gefordert 
hatte, verwandten Mechanismus. Beide Weltkriege sind um die Er-hal-
tung der „balance of power* geführt worden: und obgleich beide offen-
kundig Weltkriege waren, schien es außer Frage, daß der empfindliche 
Mechanismus des Gleichgewichts der Kräfte in Europa sie ausgelöst habe 
und daß das Weltgleichgewicht noch immer von einem europäischen Zen-
trum aus bestimmt werde und von innereuropäischen Reaktionen ab-
hänge. Rankes „romano-germanische Völkergemeinschaft" schien nach 
wie vor das Feld zu beherrschen, obgleich deren Besitzungen und Ein-
flußsphären sich nunmehr über die ganze Welt erstreckten.

Folgerungen nach 1945

Als sich 1945 der Nebel über den Schlachtfeldern hob, bot das ver-
wüstete und bombenzerrissene Europa ein sehr anderes Bild. Wo waren 
die großen Mächte, von deren „Einheit in der Verschiedenheit" das Leben 
der nun weltweit gewordenen europäischen Kultur abzuhängen schien? 
Was war übriggeblieben von dem System, durch welches das Gleich-
gewicht innerhalb einer Vielheit von Nationen so lange gewahrt worden 
war? An die Stelle eines europäischen Konzerts waren zwei Groß-
mächte getreten, Rußland und die Vereinigten Staaten, von denen keine 
wesentlich europäisch war, und mit einigem Abstand — weil durch den 
zweiten Weltkrieg, wie Frankreich durch den ersten, ausgeblutet — das 
britische Commonwealth, dessen Schwerpunkt ebenfalls außerhalb von 
Europa lag. Der von diesen kontinentweiten Imperien überschattete Rest 
war auf den Stand von Provinzen herabgesunken, die mehr den Klein-

staaten Deutschlands vor 1870 vergleichbar waren als Großmächten, wie 
wir sie einst gekannt hatten.

Es war nicht schwierig, aus diesem neuen Zustand sofort praktische 
politische Folgerungen zu ziehen: die Apparatur internationaler Macht-
poltik war den veränderten Verhältnissen bald angepaßt. Weit weniger 
leicht war es, für die Geschichtsforschung daraus die nötigen Folgerun-
gen zu ziehen und die gegenwärtigen Ereignisse in historischer Perspek-
tive zu sehen; gerade unter diesem Versagen haben die meisten politischen 
Spekulationen der jüngsten Zeit gelitten. Vor allem fehlte es den beiden 
Siegermächten an dem Bedürfnis nach rückschauender historischer Ana-
lyse; beide ergingen sich in kühnen Vereinfachungen. Rußland unternahm 
es, die Geschichte Osteuropas nach seiner Art neu zu schreiben — und 
es gab sogar gute Gründe dafür, war doch die Geschichte Osteuropas 
allzu lange durch die westliche Brille gesehen worden; aber die russische 
Fassung neigte ihrerseits zu derselben Einseitigkeit wie die westliche, die 
sie ersetzen wollte. Die Vereinigten Staaten dagegen erhoben mit groß-
zügiger Kühnheit, jedoch unter erstaunlicher Vernachlässigung der grund-
sätzlichen Andersartigkeit der Verhältnisse, in Bausch und Bogen An-
sprüche auf die Erbschaft der europäischen Geschichte und setzten sich 
als Erben einer Zivilisation ein, die sich von der ihrigenden gestaltenden 
Kräften nach in jeder Phase der historischen Entwicklung gänzlich unter-
schied. In England — vielleicht, weil seine Stellung zwischen Siegern und 
Besiegten noch recht unsicher in der Schwebe bleibt — hat man merk-
würdigerweise wenig Versuche gemacht, eine Inventur der geltenden 
historischen Theorien aufzunehmen und ihren Wert zu revidieren. Es 
blieb den Verlierern unter den Völkern vorbehalten — den dezimierten 
und enterbten wie den besiegten — die Grundlagen der europäischen Ge-
schichte und somit die Grundvoraussetzungen der Forschungen von drei 
bis vier Historikergenerationen, zu überprüfen. Vor allem waren es die 
deutschen Historiker, die es nach 1945 unternahmen, die geltenden Theo-
rien, die in Deutschland selbst vor mehr als einem Jahrhundert entstan-
den waren, kritisch zu sichten. Von dieser Kritik möchte ich hier haupt-
sächlich sprechen. Der Raum verbietet, mehr als ein paar Worte über ihre 
wissenschaftlichen Aspekte zu sagen. Ich gehe lieber auf die Fragen ein, 
die ganz nahe an das Zentrum unserer heutigen Probleme rühren').

Eine entscheidende Frage

Die erste und wohl entscheidende Frage ist, ob der offensichtliche Zu-
sammenbruch des alten Gleichgewichtssystems nur das Resultat des zwei-
ten Weltkriegs ist und somit vorübergehender Natur wäre, so daß wir 
mit der Zeit zu dem traditionellen Gleichgewicht zurückzukehren und die 
Weltherrschaft einer Macht bzw. die Teilung der Weltherrschaft zwischen 
zwei Mächten zu verhindern vermöchten. Kann das bis 1939 gültige inter-
nationale System, zwar mit anderen Partnern und in anderer Zusammen-
setzung, aber doch mit den gleichen Spielregeln und Grundprinzipien wie-
derhergestellt werden? Die Optimisten bejahen diese Frage und setzen 
ihr Vertrauen in die Bildung einer „Dritten Macht“, als dem eigentlichen 
Waagepunkt des Gleichgewichts zwischen den gegensätzlichen Mächte-
blocks. Die Pessimisten verneinen sie; ihre Argumente wurden von Alfred 
Weber in seinem Buch „Abschied von der bisherigen Geschichte" über-
zeugend dargelegt. Aber Weber sprach hier mehr als Philosoph und Pro-
phet denn als Historiker; wie denn die Behauptungen beider Parteien 
sich mehr auf politische Spekulationen gründen als auf historische Ana-
lyse, mehr auf Prognose zielen als auf Diagnose. Als solche aber liegen sie 
außerhalb des Blickfelds des Historikers, dessen Aufgabe es vielmehr ist.

1) Im folgenden wird der Versuch unternommen, anhand einiger seit 1945 er-
schienenen Veröffentlichungen, die sich um eine neue Geschichtsauffassung bemühen, 

zu bestimmten Schlußfolgerungen zu gelangen. An erster Stelle sind die Schriften von 
Ludwig Dehio zu nennen, vor allem sein Buch „Gleichgewicht oder Hegemonie. 
Betrachtungen über ein Grundproblem der neueren Staatengeschichte" (Scherpe-

Verlag, Krefeld 1948). Ferner eine Reihe gewichtiger Aufsätze von ihm in der „Histo-
rischen Zeitschrift“ (Bde. 170, 173, 174), von denen mir der Artikel „Ranke und 
der deutsche Imperialismus* (Bd. 170, 1950) am wichtigsten erscheint. Der 
Einfluß Amerikas auf Europa ist gut herausgearbeitet von Max Silberschmidt 
in „Wirtschaftshistorische Aspekte der neueren Geschichte" (Hist. Zeitschrift Bd. 171). 
Die von Ranke übernommenen traditionellen Auffassungen von der osteuropäischen 
Geschichte kritisiert H. Ludat in „Die Slawen und das Mittelalter* (Die Welt als 
Geschichte Bd. 12, 1952). Für die Beziehungen zwischen Europa und Asien vgl. be-
sonders Rene Grousset „Bilan de l'histoire" (deutsch im Europa-Verlag, Zürich 
1950). Anregend und interessant, wenn auch nicht immer überzeugend ist das Werk 
von O. Halecki „The limits and divisions of European history" (London 1950). 



die geschichtlichen Begründungen solcher Argumentationen zu überprü-
fen. In diesem Sinne wäre es Aufgabe der historischen Kritik, erstens 
die Lage um 1939, zweitens das Funktionieren des Gleichgewichtsprinzips 
zwischen 1919 und 1939 und drittens dessen Entwicklung im Verlauf der 
neueren Geschichte zu analysieren.

Zuflucht zu außereuropäischen Mächten ist die Regel

Id» kann hier nur kurz die Resultate einer solchen Untersuchung 
andeuten, um dann daraus einige Folgerungen für unsere Beurteilung der 
europäischen Geschichte abzuleiten. Zunächst einmal ist es richtig, daß 
vor 1939 (und im Grunde bis 1945) das Gleichgewicht der Kräfte in 
Europa das bestimmende Element der internationalen Politik war. Der 
Widerstand gegen Hitlers Anspruch auf Vorherrschaft liegt auf derselben 
Linie wie der frühere Widerstand gegen ähnliche Versuche Napoleons L, 
Ludwigs XIV., Philips II. und Karls V. Indes ist es ebenso richtig und 
letztlich wichtiger, daß innerhalb dieses Vergleichs die Unterschiede 
stärker ausgeprägt sind als die Übereinstimmung, und daß das Über-
gewicht Europas schon nach 1919 nur mehr scheinbar vorhanden war. 
Bereits infolge des ersten Weltkrieges hatten die europäischen Mächte 
in der internationalen Politik beträchtlich an Bedeutung und Ansehen 
eingebüßt, nur war dies dank dem eher zufälligen Ausscheiden der beiden 
großen Weltmächte Rußland (nach der Revolution von 1917) und Ame-
rika (nach dem Sturz Wilsons) aus dem politischen Konzert verborgen 
geblieben. So schien das System des Gleichgewichts der Kräfte unter Füh-
rung Frankreichs fortzubestehen — freilich als ein armseliger Schatten 
seiner selbst und, wie sich an dem meteorhaften Wiederaufstieg Deutsch-
lands unter Hitler zeigte, gänzlich unfähig, seine wesentliche Funktion 
auszuüben. Tatsächlich war bereits seit 1918 die Macht von den kontinen-
talen auf die Randgroßmächte übergegangen. Die Niederlage des kaiser-
lichen Deutschlands war ebenso durch das erdrückende Übergewicht der 
Vereinigten Staaten bewirkt worden wie 1945 der totale Zusammenbruch 
Hitler-Deutschlands Rußland und Amerika zuzuschreiben war. In beiden 
Fällen soll man den Anteil Englands und des Commonwealth nicht unter-
schätzen noch behaupten, daß es ohne Rußland und Amerika zu einem 
totalen Sieg Deutschlands gekommen wäre; dennoch steht fest, daß 
nur infolge dieses Eingreifens das faktische Ergebnis innerhalb einer ver-
hältnismäßig kurzen Zeit erreicht werden konnte und anders überhaupt 
nicht denkbar war. Europa allein, selbst wenn wir Großbritannien zu 
Europa rechnen, war außerstande, seine Probleme zu lösen. Es bedurfte 
des Druckes außereuropäischer Mächte, um eine Hegemonie zu verhin-
dern, die für die auf einer Vielfalt freier Staaten beruhenden Werte der 
europäischen Kultur verhängnisvoll geworden wäre.

Blicken wir auf frühere Kämpfe gegen andere, die Vorherrschaft an-
strebende Mächte zurück, so sehen wir, daß diese Zuflucht zu außer-
europäischen Kräften nicht Ausnahme, sondern Regel ist. Man behauptet 
gewöhnlich immer noch, daß nationale Erhebungen — der Befreiungs-
krieg in Deutschland und das „spanische Geschwür“ — entscheidend die 
Niederlage Napoleons herbeigeführt hätten; doch liegt in beiden Fällen 
die Übertreibung auf der Hand. Ohne die vorhergehende Niederlage Napo-
leons in Rußland hätte es keinen Befreiungskrieg gegeben, und die Be-
deutung des „spanischen Geschwürs“ war, daß es das Eindringen der 
Armeen Wellingtons ermöglichte. Napoleon wurde durch Mächte nieder-
geworfen, die ihre Kraftquellen außerhalb Europas hatten: Rußland in 
seinen weiten asiatischen Gebieten jenseits des Ural, England in seinen 
Besitzungen in der Neuen Welt. Und schon vorher war dies nicht anders 
gewesen. Die Seemächte England und Holland besiegten Ludwig XIV. 
dank ihrer Übermacht zur See und ihrer kolonialen Hilfsquellen. Als im 
16. Jahrhundert Karl V. Anspruch auf die Vorherrschaft in Europa erhob, 
scheiterte er an den Türken. Frankreich und seine europäischen Verbün-
deten waren nicht stark genug; es bedurfte des Druckes des Osmannischen 
Reiches, um die Freiheit Europas zu retten.

Wenn diese Tatsachen lediglich besagten, daß sich, wie es die Schul-
meinung war und ist, der Geltungsbereich des Prinzips der „balance of 
power“ gleich einem sich von seinem europäischen Mittelpunkt aus stän-
dig erweiterndem Kreis ausgedehnt habe, so wäre das nicht von entschei-
dender Bedeutung. Bei näherer Betrachtung ergibt es sich indes, daß es 
sich damit anders verhält. Die Randmächte, besonders die maritimen, 

deren Potenz aus nicht-europäischen Quellen stammt, gehorchen eigenen 
Gesetzen, die von denen des europäischen Gleichgewichts verschieden 
sind. Bereits im 17. Jahrhundert war es bezeichnend, daß England und 
Holland trotz ihrer kommerziellen und kolonialen Rivalität, die bereits 
zu bewaffneten Konflikten Anlaß gegeben hatte, sich gegen Frankreich 
zusammenschlossen; bezeichnend wiederum, daß trotz der „Russischen 
Dampfwalze", die der britischen Politik fast während des ganzen 19. Jahr-
hunderts Sorge bereitete, sich niemals ein ernsthafter Konflikt zwischen 
diesen beiden Mächten ergab; am bezeichnendsten aber, daß der Interes-
senkonflikt zwischen England und den Vereinigten Staaten, den die Staats-
männer des Kontinents ein Jahrhundert und länger in ihre Rechnung einer 
Brechung der englischen Seeherrschaft einsetzten, niemals zum Ausbruch 
kam. Der wahre Grund dafür ist, daß sich die Politik in zwei verschie-
denen Sphären, einer globalen und einer europäischen, abspielte, die, ob-
gleich England das Zwischenglied bildete, nicht aufeinander Übergriffen 
oder gar miteinander verschmolzen. Über vier Jahrhunderte hatte das 
Prinzip der „balance of power' die Wirkung einer ständig zunehmenden 
Aufspaltung Europas in immer kleinere Einheiten, bis diese Aufspaltung 
ihren Höhepunkt in der Schaffung der osteuropäischen Kleinstaaten durch 
den Versailler Vertrag erreichte, die zu klein, zu schwach und zu zerrissen 
waren, als daß sie ihre Unabhängigkeit gegen einen Angriff von Osten 
oder Westen hätten wahren können. Freiheit wurde mit einem steten 
Verlust an Macht bezahlt, den Europa schließlich in seiner Gesamtheit 
erlitt.

Wie anders verlief die Entwicklung im außereuropäischen Bereichs 
Hier hat sich überall die Tendenz durchgesetzt, unter bewußtem Aus-
schluß des Teilungsprinzips immer größere Herrschaftsräume herauszu-
bilden. Jeder europäische Krieg endete mit einer größeren Aufspaltung, 
jeder Kolonialkrieg mit größerer Zusammenfassung. Das war bereits im 
17. und 18. Jahrhundert erkennbar; im 19. wurde es nur noch deutlicher. 
Die Verkündung der Monroe-Doktrin bezeichnete den endgültigen Aus-
schluß des Prinzips des Gleichgewichts der Kräfte für Amerika. In Asien 
haben England und Rußland trotz ihrer Rivalität bei jeder Krise be-
wußt den Eintritt einer dritten Macht — sei es Deutschland, sei es Japan 
— verhindert, die die Möglichkeit zu ausbalancierenden Mächtekombina-
tionen, wie sie in Europa üblich waren, geboten hätte. In Afrika stellten 
Besitzungen wie die der Belgier und Portugiesen ein bloßes Überbleibsel 
dar, das man hinnahm, weil es das angelsächsische Übergewicht nicht 
beeinträchtigte. Innerhalb Europas wurde jedes drohende Übergewicht 
einer Macht bekämpft und zunichte gemacht, während sich außerhalb 
Europas das Hegemonial-Prinzip absolut durchsetzte.

Die „Lehren“ der europäischen Geschichte

Diese Tatsachen haben weitreichende Auswirkungen auf die Politik 
unserer Zeit; sie erwecken aber auch begründetes Mißtrauen gegen die 
üblichen Prognosen hinsichtlich des weiteren Verlaufs der europäischen 
Geschichte, wenn tatsächlich das europäische Gleichgewicht nicht auf 
die globale Ebene übertragen wurde und die Wcltpolitik einer anderen 
Gesetzlichkeit folgt als diejenige Europas, wo stehen wir dann heute, da 
Europa einem ausgebrannten Krater gleicht? Und welchen Nutzen haben 
unter solchen Umständen die „Lehren“ der europäischen Geschichte, wie 
sie für gewöhnlich verkündet werden? Wenn die Werte, auf denen unsere 
Kultur beruht, von dem Nebeneinander einer Vielheit kleiner souveräner 
Staatengebilde abhängen, was soll dann in Zukunft aus diesen Werten in 
einer Welt werden, in der höchstens drei Mächte ihren Anspruch auf Sou-
veränität im alten Sinn behaupten können? Und wenn die Freiheit 
Europas zu ihrer Verteidigung stets auf die Hilfe außereuropäischer 
Mächte angewiesen war, was haben wir dann von einer Geschichts-
theorie zu halten, die nicht nur die westeuropäischen Völker — diesen 
„unvergleichlichen Verein“ (Ranke) — in den Mittelpunkt stellte, son-
dern die ganze europäische Geschichte als in sich selbständig und eigenen 
Gesetzen folgend behandelte — zwar natürlich auf die Welt einwirkend, 
aber in ihrem Wesen doch nicht entscheidend von außen beeinflußt?

Die erste Folgerung, die ich daraus ziehen möchte, ist, daß die alte 
Auffassung von Westeuropa als einer Welt für sich, als einer komplexen 
Ganzheit eng miteinander verbundener Völker, die seit dem Zusammen-
bruch des Römischen Reiches ihrem eigenen Entwicklungsgesetz folgt. 



aufgegeben werden muß. Man kann die Geschichte Europas — dieser 
Halbinsel Asiens, wie Valery es nennt — nicht isoliert betrachten. Im 
Gegensatz zu Toynbee, für den die westliche Gesellschaft für sich ge-
nommen ein „in sich überschaubares Forschungsfeld“ darstellt, sehen wir 
in der Verflechtung Europas mit der übrigen Welt den entscheidenden 
Faktor im Prozeß der europäischen Geschichte; ohne diesen Drude von 
außen bliebe jede Phase der europäischen — und erst recht der westeuro-
päischen — Entwicklung unverständlich. Das gilt nicht nur für die Gegen-
wart, wo es offen am Tage liegt, und für die jüngere Vergangenheit, son-
dern für die europäische Geschichte in ihrer Gesamtheit. Wenn ich den 
französischen Historiker Grousset recht verstehe, ist die Quintessenz 
seiner These, daß Europa sogar im Mittelalter — also zu der Zeit, als es 
am meisten von der Außenwelt abgeschlossen zu sein schien — von einem 
Drude von Seiten Asiens niemals frei war; an jedem Wendepunkt der 
mittelalterlichen Geschichte waren es asiatische Völker (Hunnen, Avaren, 
Bulgaren, Magyaren, Türken), die eine neue Entwicklung erzwangen. Und 
wenn dies für den Einfluß Asiens gilt, um wieviel mehr für den der blü-
henden arabischen Kultur, die von Nordafrika bis nach Spanien und 
Sizilien reichte.

Ebenso wenig können wir in der ganzen Periode, die wir „Mittel-
alter" nennen, das westliche vom östlichen Europa trennen. Die Gegen-
ströme laufen nicht nur von und nach Byzanz, sie waren auch zwischen 
den westlichen Völkern und den Slawen stark und dauerhaft. Auch diese 
Aspekte der europäischen Geschichte dürfen nicht übersehen werden, 
wenn wir zu richtigen Einsichten gelangen wollen; denn dieselbe Kurz-
sichtigkeit, die zur Vernachlässigung des byzantinischen Einflusses in der 
mittelalterlichen Geschichte geführt hat, verschuldete ja auch die Unter-
schätzung des amerikanischen Einflusses auf Europa im 19. Jahrhundert. 
Mit anderen Worten: man darf nicht etwa meinen, die herrschende Auf-
fassung von der europäischen Geschichte sei zutreffend, soweit es sich um 
die Zeit bis 1914 handelt, und wir brauchten, um sie auf den heutigen 
Stand zu bringen, nur einige ergänzende Kapitel unter der Überschrift 
„Rußland“ und „Amerika“ hinzuzufügen. Vielmehr haben wir es mit 
einer Geschichtsauffassung zu tun, die im Prinzip irreführend ist, inso-
fern sie Westeuropa in der Betrachtung isoliert und ihm ein falsches 
Übergewicht gibt. Sie bedarf darum nicht nur in bezug auf die letzten 
Abschnitte, sondern für den ganzen Geschichtsbereich seit dem frühen 
Mittelalter einer Revision.

Die beiden großen Revolutionen des 18. Jahrhunderts

Zwei Beispiele mögen dies erläutern. Das eine betrifft unsere Ein-
stellung zu den zwei großen Revolutionen des 18. Jahrhunderts: Niemand 
kann heute mehr übersehen, daß die amerikanische Revolution, d. h. die 
Errichtung der ersten unabhängigen Großmacht in der Neuen Welt, den 
Beginn der neuen Ära der Weltpolitik bezeichnet, in der wir uns noch 
heute befinden. Dennoch ist nicht zu leugnen, daß unser Geschichtsunter-
richt der Französischen Revolution weit breiteren Raum gibt als der ameri-
kanischen. Zwar wird die amerikanische Geschichte heute weder auf den 
Schulen noch auf den Universitäten mehr vernachlässigt. Aber darum 
geht es hier nicht; denn sie gesondert zu behandeln, als ein selbständiges 
Kapitel neben dem der europäischen Geschichte, heißt denselben Fehler 
begeben, der für die Behandlung der europäischen Geschichte kennzeich-
nend war. Heute bedarf es eines Geschichtsbildes, das den Einfluß der 
amerikanischen Republik auf die ganze Welt und auf Europa im beson-
deren erkennen läßt. Denn obgleich die Vereinigten Staaten fast während 
des ganzen 19. Jahrhunderts noch außerhalb des Konzerts der Großmächte 
standen und scheinbar keinen direkten politischen Einfluß auf die inter-
nationalen Angelegenheiten ausübten, kann doch ihr wirtschaftlicher Ein-
fluß von der Zeit Napoleons an kaum überschätzt werden. Wer wollte 
etwa die politische Bedeutung der Auswanderung nach Amerika, die einen 
großen und vermutlich revolutionären Bevölkerungsüberschuß von Europa 
abzog, als geschichtlichen Faktor für das Europa des 19. Jahrhunderts 
leugnen? Und wer könnte die politischen Folgen der amerikanischen Im-
migrationspolitik nach 1918, die das europäische Sicherheitsventil schloß, 
außer acht lassen? Gerade weil unser Geschichtsdenken für diese Dinge 
blind war und die Geschichte Europas als eine unabhängige, nur ihren 
eigenen Gesetzen folgende Kette von Ereignissen betrachtete, konnte uns 

das amerikanische Übergewicht im Augenblick, als es akut wurde, so sehr 
überraschen und uns als ein revolutionäres Ereignis statt als Höhepunkt 
einer jahrhundertealten Tendenz erscheinen. Die europäischen Historiker 
hatten solange in europäischen Begriffen gedacht, daß ihnen der Gedanke 
an ein Ende des europäischen Zeitalters unfaßbar war.

Das „Zeitalter Bismarcks“

Sie sprachen und sprechen noch — und damit kommen wir zu un-
serem zweiten Beispiel — von den Jahren zwischen 1870 und 1890 als 
von dem „Zeitalter Bismarcks“. Inwieweit aber ist diese Bezeichnung zu-
treffend? In einem ausschließlich europäischen Sinn gewiß. Bismarck 
hatte Deutschland zu einer der führenden kontinentalen Mächte gemacht; 
aber zu den führenden kontinentalen Mächten zu gehören, war nicht mehr 
wie in den Tagen Ludwigs XIV. oder Napoleons gleichbedeutend mit der 
Tatsache, eine führende Weltmacht zu sein, wie Deutschland nach Bis-
marcks Sturz zu seinem Schaden erfahren sollte. Ein einziger Historiker, 
soweit ich sehe, erkannte die wahre Lage — bezeichnenderweise ist sein 
Ansehen in Vergessenheit geraten: T. R. Seeley. In seiner Darstellung 
der internationalen Lage von 1883, des Höhepunkts also der Bismarck- 
sehen Ära, erwähnt er Bismarck überhaupt nicht und Deutschland nur 
nebenbei. Für ihn gab es außer dem britischen Empire nur zwei Groß-
mächte: Rußland und Amerika — „riesige politische Gebilde“, die, wie 
er voraussagt, in 50 Jahren „die heute noch als Großmächte bezeich-
neten Staaten an Einfluß in dem Maße übertreffen werden wie die großen 
Nationalstaaten des 16. Jahrhunderts den Stadtstaat Florenz“. Wer 
möchte heute bezweifeln, daß Seeley damit recht hatte? Bismarck war 
gewiß ein großer Staatsmann, aber er war es als der letzte des europäischen 
Zeitalters, der nach den Regeln des europäischen Gleichgewichtsprinzips 
zu handeln versuchte. Als die kontinentale Aufgabe der Einigung Deutsch-
lands gelöst war, und das neue Deutschland an der Seite Englands, Ruß-
lands und Amerikas „einen Platz an der Sonne“ beanspruchte, war Bis-
marck recht eigentlich in der Lage eines Fisches auf dem Trockenen; es 
begann jene lange Reihe verzweifelter und hoffnungsloser Unternehmun-
gen, die nur zu klar zeigten, daß das von späteren Historikern so genannte 
„Zeitalter Bismarcks“ eine Ära war, die Bismarck weder voll zu verstehen 
noch zu beherrschen vermochte.

Die heute noch vorherrschende Auffassung der Geschichte Europas 
spiegelt die Ansichten eines Zeitalters wider, in welchem, allem äußeren 
Anschein nach, das Übergewicht und die Führung bei den westeuropä-
ischen Mächten lagen und diese mit ihrem Ausgreifen auf die neue Welt, 
auf Asien und Afrika scheinbar anfingen, die Herrschaft Europas über 
die Welt und eine Weltordnung zu errichten, die nur eine erweiterte Fas-
sung der europäischen Ordnung darstellte und wie diese nach den erprob-
ten Prinzipien des Gleichgewichts der Kräfte gelenkt wurde. Ranke, der 
in der Zeit der auf die napoleonischen Kriege folgenden Windstille schrieb, 
meinte in der Niederwerfung Napoleons durch England und Rußland eine 
Bestätigung des alten europäischen Systems zu finden. Er übersah, daß 
die Französische Revolution von innen und das Übergewicht der außer-
europäischen Mächte von außen her die ersten Ursachen des Zusammen-
bruches gerade dieses Systems waren. Sein Blick war getrübt durch eine 
falsche Vorstellung von Kontinuität und eine falsche Ehrfurcht vor nur 
mehr historischen Faktoren. Sie verleiteten ihn dazu, sich nahezu aus-
schließlich auf die Mächte zu beschränken, welche die Bühne in der Ver-
gangenheit beherrscht hatten, als ob ihnen nach göttlichem Gesetz be-
stimmt sei, ständig zu herrschen. Wie bezeichnend, daß er in der Ab-
handlung von 1833 über die „Großen Mächte" Amerika nicht einbezieht. 
Andererseits war sein fast verächtliches Übergehen der östlichen Völker 
veranlaßt durch die vorgefaßten Meinungen einer Zeit, in welcher Ost-
europa einerseits von der türkischen Herrschaft überflutet und anderer-
seits zwischen Rußland, Österreich und Preußen aufgeteilt war.

Es gehört zu unseren dringendsten Aufgaben, uns der Beschränkt-
heit dieser Geschichtsauffassung bewußt zu werden. Schon dem mittel-
alterlichen Europa war sie unangemessen, und für das moderne Europa 
hörte sie genau zu der Zeit auf, gültig zu sein, in der Ranke schrieb. Frei-
lich gab es auch Zeiten, in denen sich Westeuropa dank einer besonderen 
Weltkonstellation verhältnismäßig unabhängig nach seinen eigenen Ge-
setzen entwickeln konnte, wie auch zuweilen der Druck Europas auf die 



Außenwelt stärker war als der der Außenwelt auf Europa. Aber solche 
Perioden können in keiner Weise als die Regel gelten. Sie sind eher Wel-
lentälern zwischen den großen Sturzwellen zu vergleichen, die an den 
Ufern der Zeit aufbranden. Vergegenwärtigen wir uns die europäische 
Geschichte, so beobachten wir, wie die Wellentäler immer flacher und die 
Sturzwellen immer mächtiger werden, bis diese am Ende die letzten noch 
aufragenden Felsen überfluten. Unzweifelhaft hat der technische Fort-
schritt diesen Rhythmus beschleunigt. Der Zusammenbruch Wilhelms II. 
und Hitlers erfolgte sehr viel schneller als der Napoleons, wie auch das 
Intervall zwischen 1918 und 1939 viel kürzer war als das zwischen 1815 
und 1914.

Unser altes Geschichtsbild genügt nicht mehr

Unser Überblick geht von der Überzeugung aus, daß der russische Sieg 
von Stalingrad 1943 eine totale Revision des europäischen Geschichtsbil-
des unerläßlich gemacht hat. Nun mag man es für paradox halten, wenn 
ich unter dieser Voraussetzung dennoch die These vertrete, eine so wenig 
wie möglich politisch eingestellte, eine die Tatsachen der Vergangenheit 
möglichst objektiv betrachtende Geschichtsauffassung habe auch für die 
Gegenwart den größten Wert. Der Widerspruch ist mehr scheinbar als 
wirklich. Wenn es der Erschütterung von Stalingrad bedurfte, um uns 
die Augen für die Grenzen unserer westlichen Geschichtsschreibung zu 
öffnen, so gerade deshalb, weil die ihr zugrundeliegenden politischen Vor-
urteile uns für die tatsächlichen Machtverhältnisse im Jahre 1943 blind 
gemacht hatten. Sie waren sicherlich zumeist unbewußt, aber deshalb 
nicht weniger irreführend. Man darf freilich nicht von einem Extrem ins 
andere fallen und, wie es die russische und amerikanische Geschichtsschrei-
bung (auf entgegengesetzten Wegen) heute tun, eine politische Geschichts-
auffassung durch eine andere ersetzen. Im Rückblick auf das Geschehen 
hat es der Historiker leiht, weise zu sein; unvergleichlich schwerer ist es 
für ihn, die eigene Zeit richtig zu beurteilen. Je umfassender jedoch sein 
Blick ist und je mehr er bestrebt ist, sich von nationalen Voreingenom-
menheit zu befreien, desto eher wird er der Vergangenheit eine auch 
für die Gegenwart gültige Konzeption abgewinnen können. Längst vor 
1939 gab es — wie Seeley und Tocqueville vor ihm beweisen — Anzeihen 
genug für die Rihtung, in der sih die Dinge bewegten. In einer objek-
tiven Geshihtsshreibung würden sie an ihrem Platz vermerkt worden 
sein; in unsere vorgefaßten Meinungen paßten sie niht hinein, und so 
wurden sie über Bord geworfen.

Heute ist es klar, daß unser altes Geshihtsbild niht mehr genügt. 
Der Westen gibt niht mehr den Ausshlag, wenn er überhaupt jemals 
ausshlaggebend war. Der Krieg von 1939—45 war wie gesagt der letzte 
Krieg alten Stils, der letzte der seit Karl V. um die europäishe Vorherr-
shaft geführten Kriege. Shon hat der weltumfassende Gegensatz zwishen 
den Vereinigten Staaten und Rußland, der Kampf um die Welthegemonie, 
den Shwerpunkt von Europa nah dem Pazifik verlagert. Die neuen 
politishen Verhältnisse shließen so viele jenseits der geshihtlihen Er-
fahrung liegende Faktoren ein, daß der Historiker niht mehr tun kann 
als darauf hinweisen, daß unsere Kenntnis der europäishen Geshihte 
in der gegenwärtigen Situation uns niht mehr siher zu orientieren ver-
mag.

Es gibt keine außenstehenden Mächte mehr

Die Aufrehterhaltung des europäishen Gleihgewihtssystems und 
der Werte, die dieses System garantierte, ist immer davon abhängig ge-
wesen, daß Europa nur ein Teil der weiteren Welt war und daß stets 
außereuropäishe Kräfte herbeigerufen werden konnten, um dieses Gleich-
gewiht zu sihern. In einem politishen System, das die ganze Welt um-
spannt, ist dies offensihtlih niht mehr der Fall: hier gibt es keine 

außenstehenden Mähte mehr, und der ganze Mehanismus muß folglih 
ein völlig anderer sein. Was wir von der Geshihte der heutigen Welt-
mähte wissen, kann unsere Warnung nur verstärken. Alles in allem zei-
gen die Beziehungen zwishen England, Rußland und den Vereinigten 
Staaten mehr Untershiede gegenüber denen der kontinentaleuropäishen 
Mähte untereinander als Ähnlihkeiten mit ihnen. Während die europä-
ishe Geshihte auf die Aufrehterhaltung eines Konzerts gleihstarker 
Mähte und kleiner nationaler Einheiten abzielt, bewegte sih die Ge-
shihte der Welt im großen in entgegengesetzter Rihtung: sie tendierte 
dahin, riesige politishe Gebilde zu shaffen, von denen keines im euro-
päishen Sinn eine „nationale" Einheit darstellt. Wer möhte es unter 
solhen Umständen wagen, die Linie von der Vergangenheit über die 
Gegenwart einfah in die Zukunft zu verlängern, und behaupten, daß sih 
die politishen Konstellationen unserer europäishen Vergangenheit in 
Zukunft nur in weltumfassendem Maßstab wiederholen werden? Denn 
noh anderes kommt ja hinzu: Einmal die problematishe Lage des briti-
shen Commonwealth, das sih ebenso shwer der neu heraufkommenden 
Welt wie der alten einfügen läßt. All dies aber wird noh übershattet von 
dem beunruhigenden Wehsei in den Beziehungen zwishen der weißen und 
der farbigen Rasse. Könnte es doh sein, daß in einigen Jahrhunderten 
der zweite Weltkrieg niht mehr als der letzte in der langen Reihe erfolg-
reiher Kämpfe zur Verhinderung einer europäishen Hegemonie er-
shiene, sondern als der entsheidende Konflikt, in welhem Europa durch 
Selbstmord seine Herrshaft den farbigen Völkern auslieferte.

Universalgeschichte von elementarer Bedeutung

Es ist niht Sahe eines Historikers, mit einer Prophezeiung zu 
shließen. Ih kann niht einmal mit der Aufstellung einer Rihtlinie für 
eine neue Geshihtsshreibung aufwarten. Vielleicht läßt sih heute niht 
mehr sagen, als daß sih unsere Fragestellung von Grund auf verändert 
hat; daß wir niht länger mit Ranke fragen, „wie es eigentlih gewesen?“, 
sondern mit Dehio: „Wie ist es dazu gekommen?“ Darüber hinaus kann 
der Historiker einzig versuhen, die Irrtümer seiner Vorgänger zu ver-
meiden, vor allem jene falshen Voraussetzungen und vorgefaßten 
Meinungen, mit denen sie an ihre Aufgabe herangingen. Deren schlimm- 
ste war die auh heute noh so verbreitete Neigung, die Vergangenheit 
einfah in die Zukunft zu projizieren. Dieses Verfahren verfälsht die 
Vergangenheit, weil es diejenigen Faktoren in ihr übersieht, denen keine 
besondere Bedeutung für die Gegenwart innezuwohnen sheint; noh 
mehr aber verfälsht es die Gegenwart, weil es das, was Nietzshe den 
„kräftigen Entshluß zum Neuen" nennt, niht in Anshlag bringt, der 
sih doh ungehindert durh Traditionen an jedem großen Wendepunkt 
der menshlihen Geshihte Bahn briht.

Ein weiterer dieser Irrtümer besteht darin, daß man von dem Stu-
dium der Geshihte zu viel verlangt: Keines der Probleme der Gegen-
wart ist oder war jemals allein aus den Bedingungen seiner Geshihte 
heraus verständlih. Das soll aber niht heißen, daß Geshihte eine sinn-
lose Beshäftigung sei und zum Verständnis der Gegenwart keinen Bei-
trag zu leisten habe. Für den einzelnen, der unter allen Umständen einen 
Wertmesser in einer ershütterten Welt suhen muß, kann eine Univer-
salgeshihte, die über Europa und den Westen hinaus die ganze Welt 
in den Blick bekommt, von elementarer Bedeutung sein: sie kann ihm, 
wie vielleicht nichts anderes in unserer verworrenen Zeit, dazu verhelfen, 
sih seines eigenen Standortes bewußt zu werden und seine Lage niht 
als an sih gut oder shleht, sondern als notwendig zu erkennen. Wollte 
der Historiker mehr erreihen, so geriete er in die Gefahr, niht nur den 
einzelnen, sondern ganze Völker in die Irre zu führen; wollte er sih je-
doh mit weniger begnügen, so würde die Geshihtsforshung, wie das 
shon so oft der Fall war, ihre lebensnotwendigste Aufgabe verfehlen.



Grundlagen
des staatlichen Bewußtseins in Deutschland

Ein Vortrag, gehalten anläßlich einer staatspolitischen Tagung der Evangelischen Akademie Loccum vom 

26. — 29. März 1954.

Ein Rückblick auf das erste Jahrfünft eines von eigenen Kräften 
getragenen staatlichen Aufbaus im Westen Deutschlands wird sich nicht 
damit begnügen können, die äußeren Umrisse des Neubaus und die orga-
nisatorischen Einrichtungen nachzuzeichnen, sondern er wird versuchen 
müssen, auch die Fundamente des Bauwerks zu prüfen. Ein Staat ist nicht 
nur eine Organisation, nicht nur ein Gebilde der Macht. Sondern er ist, 
wie eine jede große, viele Menschen vereinigende und überdauernde Ein-
richtung des sozialen und öffentlichen Lebens eine überindividuelle gei-
stige Strömung, die den Zusammenhang über die Zeiten wahrt und die 
immer neue Kreise von Menschen in ihre formende Wirkung einbezieht. 
Der Bestand des Staates ruht auf den einzelnen Menschen auf, die er 
umschließt, die er prägt, und die er in seine Gefolgschaft und in seinen 
Dienst zieht. Die Fähigkeit aber, von einer Generation zur anderen als 
eine wirkende Einheit zu dauern, kommt dem Staat aus den Werten und. 
Ideen zu, die ihn durchdringen und in deren Zeichen er die Menschen ver-
einigt und zu gemeinsamem Handeln integriert. Nach diesen Grundlagen 
des Staates gilt es zu fragen, wenn wir Bestand und Zukunft unseres 
deutschen Staatswesens prüfen wollen.

Es ist eine widerspruchsvolle Erscheinung, daß wir auf der einen Seite 
der Klage über die wachsende Macht des Staates begegnen, die das 
menschliche Leben immer weitgehender in ihren Bann zieht, auf der 

anderen Seite aber in Deutschland, vor allem bei der Jugend, feststellen 
müssen, daß eine Staatsgesinnung, ein inneres Verhältnis zum Staate, nur 
in geringen Ansätzen vorhanden ist. Der Widerspruch löst sich, wenn 
wir uns klar machen, daß die anwachsende Macht des Staates eine ganz 
allgemeine für alle demokratischen Staaten geltende Erscheinung dar-
stellt. Die Zweifel am Staate aber sind eine besondere Gegebenheit 
unseres Landes, begründet in der jüngsten Geschichte und ihren mehr-
maligen Katastrophen.

Es hat in Deutschland ein weitgehender Rückzug vom politischen 
Leben stattgefunden, der sich manchmal in der vollen Abwendung von 
aller Beteiligung daran, in einer generellen „Ohne-Mich"-Stimmung aus-
wirkt. Dahinter steht die Tatsache, daß unserem wirtschaftlichen Aufbau-
und Arbeitseifer keine entsprechende Anteilnahme am politischen Leben 
gegenübersteht. Die alten Anschauungen und Vorstellungen sind zer-
brochen oder entwertet. Haben sich bereits neue Grundlagen eines staat-
lichen Bewußtseins gebildet?

Die nachfolgende Betrachtung wird die Lage des Staates in Deutsch-
land unter zwei Gesichtspunkten sehen; Sie hebt zunächst diejenigen 
Züge hervor, die den demokratischen Staat der Gegenwart allgemein 
betreffen. Sodann aber werden wir die besonderen Probleme und Situ-
ationen des deutschen öffentlichen Lebens ins Auge fassen.

Die Lage des demokratischen Staates im 20. Jahrhundert
1. Wandlungen der Demokratie

Es ist allgemein anerkannt, daß das Bild des freiheitlichen Staates 
gegenüber der liberalen Epoche der Mitte des 19. Jahrhunderts tiefe Ver-
änderungen aufweist. Der bürgerliche Charakter des Staates, damals in 
der Regel noch durch Beschränkungen des Wahlrechts nach dem Besitz 
betont, die entsprechende personelle Zusammensetzung der Parlamente 
mit Honoratioren und wirtschaftlich Selbständigen, der stark rationale 
Charakter einer auf die Auseinandersetzung in einer kleineren gebilde-
ten Schicht beschränkten politischen Welt, der feste Glaube an die Rich-
tigkeit der Lösungen des Gesetzgebers, d. h. an die unbedingte Autorität 
der Volksvertretung gehören der Vergangenheit an. Der Individualismus 
wird nur mit erheblichen Einschränkungen noch vertreten. Es ist heute 
nicht mehr möglich, die soziale Problematik allein in dem Gegensatz 
Individuum — Staat aufzufangen. Im Westen haben sich einzelne Züge 
dieser liberalen Staatsidee tiefer eingegraben und länger bewahrt, so vor 
allem das Vertrauen in die Legislative als letzte und‘oberste Instanz.

2. Der demokratische Staat im Massenzeitalter

Die heutige Demokratie wird durch die Teilnahme aller Bürger an der 
politischen Willensbildung bestimmt. Das bedeutet auch eine Verände-
rung des politischen Stils. Die politischen Auseinandersetzungen müssen 
für die Massen einfacher und prägnanter formuliert werden, sie werden 

mehr auf Empfindungen abgestellt als auf rationale Diskussionen und 
Überzeugungen. Zwischen dem Volk und der politischen Leitung aber 
bedarf es vermittelnder Erscheinungen, die die Herausarbeitung und Ver-
tretung der politischen Meinungen und Ziele, ihre Vorformung und pro-
pagandistische Vorbereitung übernehmen. Die Parteien bestanden als 
losere Gruppen schon im 19. Jahrhundert, aber sie sind erst seither fort-
schreitend zu fest disziplinierten Organisationen geworden, die das poli-
tische Leben beherrschen. In ihnen ist maßgebend nicht mehr der sozial 
und wirtschaftlich unabhängige Volksvertreter. Die Politiker, wenigstens 
in der Stufe der nationalen Vertretung, sind zum großen Teil Berufs-
politiker geworden. Sie müssen ihren finanziellen Unterhalt empfangen; 
schon besteht in Amerika eine Pensionskasse für Abgeordnete, und in 
Großbritannien erwägt man eine solche Versorgung. Beruht aber das 
Funktionieren der modernen Demokratie darauf, daß sich in ihr ver-
schiedene Ansichten frei gegenübertreten und in ihrem Ringen die Linie 
des Staates bestimmen, so ist die Existenz mehrerer organisierter politi-
scher Gruppen in den Parlamenten eine notwendige Bedingung des poli-
tischen Lebens, das auf dem Wechsel der herrschenden Richtung und der 
gegenseitigen Kontrolle der Kräfte beruht. Ein weiteres Kennzeichen 
der modernen demokratischen Entwicklung ist der starke egalitäre Zug. 
Neben der Freiheit erfährt die Gleichheit steigende Betonung (gleicher 
Zugang zur Bildung, Angleichung der Einkommen, soziale Einheitlich-
keit). Dem Gesetzgeber bringt die Gegenwart nicht mehr das gleiche un-



beschränkte Vertrauen entgegen. Sie sucht ihn vielmehr in der deutschen 
Entwicklung durch Aufrichtung einer über ihm stehenden Verfassungs-
ordnung zu beschränken, die seine Bewegungsfreiheit erheblich einengt.

3. Veränderungen der gesellschaftlichen Struktur

Hinter den Wandlungen im Bild der staatlichen Institutionen und der 
Prozesse des politischen Lebens stehen die tieferen Umgestaltungen der 
gesellschaftlichen Struktur. Unter ihnen kann als die weitestreichende der 
Aufstieg der Gruppen und Verbände im öffentlichen und sozialen Ge-
schehen bezeichnet werden. Die Menschen organisieren sich in beruf-
lichen, wirtschaftlichen, kulturellen Verbänden und diese Zusammen-
schlüsse gewinnen ein starkes Eigenleben, einen großen Einfluß auf die 
Politik, und in vielen Fällen eine vermittelnde Stellung zwischen dem 
einzelnen und dem Ganzen. Wer nicht diesen Rückhalt der organisierten 
Interessen und Anschauungen hat, steht isoliert und schwach da. Die 
Verbände vermögen, anders als die Parteien, das unmittelbare Interesse 
ihrer Anhänger zu erwecken, sie vermögen sogar auf ihre Opferwillig-
keit zu zählen. Gewährt die Gruppe dem einzelnen Schutz und Hilfe, so 
kann sie aber auch ihm gegenüber zu einer Macht werden, die ihn in 
seiner Freiheit beschränkt. Darum bedarf auch zuweilen der einzelne des 
Schutzes gegen die Übermacht sozialer Mächte, den nur der Staat als 
übergeordnete Instanz zu gewähren vermag. Die zwischen Individuum 
und Staat stehenden Verbände sind zu einer grundlegenden Tatsache 
des gesellschaftlichen Lebens geworden. Die öffentliche Meinung wird 
von ihnen weithin beherrscht. Auch dort, wo die modernen Einflußmittel 
der Meinungsbildung, Presse, Rundfunk, Fernsehen, vom Staate unab-
hängig, gewissermaßen „neutralisiert" sind, sitzen die Vertreter der 
Gruppen in ihren leitenden Gremien. Eine Folge des Einflusses der Ver-
bände ist die steigende Bedeutung, die heute die Leitungsschicht dieser 
Organisationen im öffentlichen Leben gewinnt (Manager). Trotz der 
politischen und sonstigen Gegensätzlichkeit der Verbände bildet sie eine 
mehr und mehr einheitliche Schicht, in der sich Einfluß und Macht nicht 
auf Besitz gründen, sondern auf personelle Fähigkeiten und Leistungen. 
Sie erscheint daher in einem gewissen Sinne zur Vermittlung und zum 
Ausgleich berufen.

Mit dieser Entwicklung zusammen hängt der Zug zum Funktio-
nalismus. Der gesellschaftliche Zusammenschluß zeigt die Tendenz, 
nicht mehr nur örtliche, räumlich greifbare Verbindungen hervorzurufen, 
sondern der heutige Mensch ist weithin nach seiner beruflichen, konfes-
sionellen oder geistigen Funktion zusammengeschlossen oder solidarisch. 
Diese funktionalen, meist ganz von örtlichen Nachbarschaften absehen-
den Bindungen gewinnen zusehends an Kraft. Gewiß sind im ländlichen 
Bereich die alten Nachbarverhältnisse noch erhalten, aber auch sie wer-
den in der Durchdringung auch des Landes mit der Arbeitswelt lockerer. 
Manche Schwierigkeiten des modernen Lebens, namentlich in der Kom-
munalgemeinde, aber auch wohl in der kirchlichen Gemeinde, kommen 
von diesem Zuge her. Auf der anderen Seite entwickelt sich aus der An-
sprechbarkeit des modernen Menschen vom Berufe als dem wirtschaft-
lichen Mittelpunkt her die Bindung an den Betrieb, die in ihrer weit-
gehenden Existenzhingabe möglicherweise präfeudale Züge annehmen 
kann.

4. Die Substanz des Staates

Die technokratische Überlegenheit des Staates ist ein Moment unserer 
Zeit, das auch in den freiheitlichen Staaten immer mehr fühlbar wird. 
Hand in Hand damit geht ein langsames Ansteigen der Macht der Exeku-
tive innerhalb der Staatsorganisation. Dahin drängt auch die steigende 
Verantwortung, die der Staat für das Wohlergehen seiner Bürger über-
nimmt, seine immer mehr ausgedehnte Obsorge für ihn. Die alte, den 
Liberalismus durchziehende Gegenüberstellung einer freien Gesellschaft 
und des freiheitsbeschränkenden Staates hat sich aufgelöst. Nicht minder 
hat die illusionäre Erwartung des Sozialismus auf die Überwindung des 
Staates durch eine egalitäre Gesellschaft sich als Irrtum erwiesen. Statt-
dessen steuert der Sozialismus heute unter dem Zeichen der Sozialisie-
rung und der gelenkten Wirtschaft einem Etatismus zu. Auf der einen 
wie auf der anderen Seite fehlt heute ein klares Bild der Zukunft. Der 
Gegensatz des Rechtsstaates zum Wohlfahrtsstaat, wie ihn Bischof Berg-
grav in Hannover (1952) kennzeichnete, berührt nur einige Seiten der 
Frage. Im Gedanken des Rechtsstaates tritt uns das Bild des gemäßigten, 
in Grenzen gebannten freiheitlichen Staatswesens entgegen, wie er der 
westlichen Anschauung zugrundeliegt. Am Wohlfahrtsstaate hat Berg-
grav bedenkliche Erscheinungen kritisiert: Das Schwinden der mensch-
lichen Verantwortung, die übermäßige Leitung durch den Staat, die 
Bedrohung der Freiheit. Aber gerade in der sozialen Frage haben wir 
noch kein klares Bild der kommenden Entwicklung. Die sozialen Ziele 
der neueren Zeit sind zu einem erheblichen Teile erfüllt. Wie soll es wei-
tergehen? Nicht neue Forderungen und Verheißungen, sondern allein die 
Rückkehr zu einem in sich geschlossenen Bilde des Menschen können hier 
helfen.

Wo sind die Grundlagen des Staates? In der deutschen Entwicklung 
haben sie allzulange in der monarchischen Obrigkeit gelegen, und in der 
Forderung nach Rückkehr zu Autorität und Einigkeit wird immer wieder 
an dieses Vergangene und unwiederherstellbare Staatsbild appelliert. Ganz 
anders in der angelsächsichen Tradition, die seit dem 16. Jahrhundert im 
Staate einen Zusammenschluß, eine Art Vertrag sieht, zu dem die Bürger 
kraft freien Entschlusses zusammentreten. Dabei wird diese Staatsbildung 
alsbald dem höheren Gebot des natürlichen und moralischen Gesetzes 
unterstellt und von selbst ergeben sich in ihr die Grenzen des Staates. 
In Frankreich dagegen ruht der Staatsbegriff auf der Idee der nationalen 
Souveränität. An die Stelle der Könige ist das souveräne Volk getreten, 
das aller rechtlichen Schranken bar ist. Aus der radikalen Konsequenz 
dieser Lehre (Rousseau) können sich gefährliche Folgerungen entwickeln: 
Unter der Berufung auf den aktuellen Volkswillen entsteht auch die 
Diktatur, kann sich die totalitäre Form einer Volksdemokratie entwick-
len. Denn die absolute Gewalt der Volkssouveränität kennt keine Bin-
dungen und Grenzen mehr, sie ordnet das Individuum der Gesamtheit 
unter. Es ist demgegenüber die Vorstellung der Grenzen der Staats-
gewalt, des gemäßigten Staates, die die westliche Welt trägt. Dort, wo in 
den unerschütterten Staaten der Boden gemeinsamer Überzeugungen und 
Werte fortbesteht, hat dieser Staat auch über dem Wechsel der jeweils 
regierenden Gruppen eine beständige Substanz. Wie aber steht das damit 
in Deutschland? Hier wird sich dieses gemeinsame Erbe, das auf Erlebnis 
und Tradition beruht, erst wieder neu bilden müssen.

Die geistige Situation des deutschen Staatsdenkens
1. Das Erbe

Die Überlieferung des preußisch-deutschen Staatsgedankens, in der wir 
noch gewisse Restbestandteile lutherischer Ethik der weltlichen Herr-
schaft erkennen, freilich in Umformung durch die idealistische Denk-
weise (insbesondere Hegels) vom Staate und seiner historischen Mission, 
ist zu tief erschüttert und fragwürdig geworden, um einen Neubau zu 
tragen. Die Idee des Volkes, aus der romantischen Vorstellung von der 
schöpferischen Kraft der einzelnen Völker entsprungen, aber dann um-
gebogen zum Nationalstaatsgedanken, hat "in der Zeit nach dem ersten 
Weltkriege zeitweise sich an die Stelle des Staates als des Trägers ge-
schichtsphilosophisch-spekulativer Vorstellungen gesetzt. Überhöht in 
einer nationalen Metaphysik, hat man die Völker als die eigentliche 

Grundlage der Staaten ansehen wollen, dabei die Erfahrung verkehrend, 
daß die meisten europäischen Nationen in der Geschichte umgekehrt 
durch Staatsgrenzen maßgeblich in ihrer Entstehung beeinflußt wurden. 
Im Geschehen der jüngsten Jahre haben aber die Staaten durch die Ver-
treibung von Volksgruppen ihre Überlegenheit bewiesen. Ganz zurück-
getreten ist die Reichsidee, die nur noch in Restvorstellungen einer Mitt-
lerstellung Deutschlands zwischen Ost und West fortlebt.

So sind es nicht viele bleibende Werte, die wir aus dem Niederbruch 
unseres Schicksals gerettet und bewahrt haben. Sehe ich recht, so sind es 
ihrer nur zwei: Die Freiheit, die stärker und echter als früher in 
ihrem Werte erkannt und erlebt wird. Nirgends ist es deutlicher gewor-
den, was sie heute dem deutschen Volke bedeutet, als in dem Geschehnis 



des 17. Juni 1953. Und zweitens die Einheit. Sie ist trotz der Tren-
nung, trotz der weltanschaulichen Linie, die mitten durch Deutschland 
gezogen wird, lebendig geblieben. An den Rändern freilich, etwa im 
Saarland, zeigt sich eine Abschwächung dieses Bewußtseins der deutschen 
Zusammengehörigkeit. In diesen beiden Werten, Freiheit — in die der 
Gedanke des Rechts einbeschlossen liegt — und Einheit liegen wohl die-
jenigen Grundlagen, die allein allen Deutschen heute noch als gültiges 
gemeinsames Fundament bewußt und lebendig sind.

2. Die soziale Frage

Wenn wir uns nun dagegen nach einem Bilde der künftigen sozialen 
Entwicklung umsehen, das die deutschen Menschen zusammenführen 
könnte, so müssen wir sein Fehlen feststellen. Noch fehlt es — sehen wir 
von dem mehr erhaltenden Ideal des Rechtsstaates ab — an einer genau-
eren Vorstellung des Sozialgefüges, dem wir zustreben oder das wir ver-
wirklichen möchten. Der Wohlfahrtsstaat ist ein umstrittenes, übrigens 
auch schillerndes und unklares Bild. Im Grunde beschränkt sich die sozia-
listische Forderung auf einzelne Fragen und auf das Verlangen nach einer 
bestimmten Wirtschaftsverfassung. Noch ist auf dieser Seite ein klares 
Bild der Ziele, die man nun anstreben soll, nicht gewonnen. Auf der 
anderen Seite sehen wir manche restaurativen Tendenzen. Inwieweit der 
„Rückzug auf die Familie“, von dem Schelsky spricht, nicht auch ein Sich- 
versagen vor der öffentlichen Mitarbeit, vor dem Gewinnen einer Vor-
stellung der sozialen Zukunft entspringt, will ich hier nicht näher unter-
suchen. In jedem Falle ist aber eines sicher: Einen Umriß der sozialen Ge-
staltung in Deutschland wird man erst gewinnen können, wenn die 
Sowjetzone wieder in das Gesamtgefüge eintritt. Dann werden sich hier 
wichtige Fragen stellen.

3. Staat, Souveränität, Europa

Der Mangel einer klaren Beziehung zum eigenen Staat und seiner Zu-
kunft kommt nicht selten häufig in einer „Flucht nach vorn“ zum Aus-
druck, in einem vorbehaltlosen Sichhingeben an die Idee der europäischen 
gemeinsamen Zukunft, in der die einzelstaatlichen Fragen ganz aufgehen 
sollen. Dabei wird aber übersehen, daß die europäische Einigung not-
wendig eine föderalistische Struktur haben wird, daß sie daher über die 
Einschmelzung der fortbestehenden nationalen Traditionen in eine 
höhere Einheit erreicht werden wird. Das Eintreten für den europäischen 
Zusammenschluß enthebt daher nicht der Notwendigkeit einer Stellung-
nahme zum eigenen Staat. Ebensowenig kann aus der heute so eindring-
lich erhobenen Forderung nach Einschränkung, ja, Überwindung der 
staatlichen Souveränität die Bedeutungslosigkeit der einzelstaatlichen 
Erscheinung entnommen werden. Wenn auch die Bedeutung des einzelnen 
europäischen Staates in der kommenden Zeit nur mehr in einem Anteil 
an einem größeren Ganzen gelegen sein wird, so wird wie in einem Bun-
desstaate die engere nationale Beziehung zu dem einzelnen Staate nach 
wie vor die Grundlage des weiteren europäischen Bewußtseins bleiben.

4. Die geschichtliche Lage Deutschlands
Die fehlende Beziehung zu unserem heutigen deutschen Staatsaufbau 

erklärt sich vor allem auch aus dem Mangel eines klaren Durchdenkens 
der deutschen Lage in der Gegenwart. Weithin treten restaurative Vor-
stellungen, Hoffnungen auf Wiederherstellung vergangener Zustände 
oder einfach mangelnde Bereitschaft zu realistischer Würdigung der Ent-
wicklung an die Stelle einer Erfassung der heutigen Wirklichkeit. Hier 
liegen ernste Gefahren für die deutsche Entwicklung. Es gilt den ein-
getretenen tiefen Wandel der geschichtlichen Situation Deutschlands zu 
erkennen. Solche Zeiten, in denen eine ganze Epoche der Geschichte 
endgültig abgeschlossen erscheint, haben auch andere Völker durchlebt 
(England nach dem Abfall Amerikas, Schweden nach Karl XII). Es ist eine 
schmerzliche Aufgabe, sich für das eigene Volk in eine neue und beschei-

denere Lage hineinzufinden, aber sie darf nicht verkannt oder durch 
einen bequemen Antibolschewismus verdeckt werden. Es ist eine Ände-
rung in der historischen Qualität der Lage aller europäischen Staaten 
durch die Übermacht der beiden Weltmächte eingetreten, die es einfach 
anzuerkennen gilt. Nur durch eine solche Bereitschaft zu einer Neuge-
staltung unserer Vorstellung von der eigenen Lage und Aufgabe kann 
auch wieder ein Verhältnis Deutschlands zu den Völkern des europäischen 
Ostens gefunden werden, das heute noch hoffnungslos belastet erscheint, 
aber dessen Herstellung ein Gebot der Nachbarschaft und des Friedens 
sein wird. Nur von hier aus können auch Ideen über die Zukunft ent-
wickelt werden, nicht aus Rückblicken in das Vergangene.

5. Ausblick

Das Bild des deutschen Staates, wie es sich im Blick auf die Zukunft 
darstellt, kann nach innen hin nur aus den Ideen der Freiheit und des 
Rechtes und aus einer klareren Vorstellung des eigentlichen sozialen 
Zieles der Entwicklung gewonnen werden. Für das Verhältnis nach außen, 
zu anderen Völkern aber, kommt es namentlich auf die Einsicht in den 
Wandel der geschichtlichen Lage in Europa, in die Notwendigkeit der 
Zusammenarbeit der Völker an. In dieser Richtung ist es das Verlangen

nach der Wiederherstellung der deutschen Einheit, das uns stärkstens 
bewegt. In allen diesen vor uns liegenden Aufgaben wird es auf die Ent-
schiedenheit und die Kraft ankommen, mit der wir die Fundamente 
unseres politischen Lebens aus der Erfahrung heraus und aus dem Ge-
danken eines freiheitlichen und gemäßigten Staatsbildes zu formen und 
zu beleben imstande sein werden.
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